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717 Ausgabe A. 


Nr. 78 Ausgegeben Danzig, den 10. Oktober 1934 


Inhalt: Rechtsverordnung zur Abänderung des 8 1 des er betr. den Erlaß oltzelcher re 
wegen engen vom 23. April 1883 (G. S. S. 65), 26. Juli 1897 (G. ©. ©. 387), 22. Juni 1907 


J)VwJ VVV TT S. 717 
Verordnung rie DL NUE 2 ba Fr SE BØ SE ©. 718 
Verordnung betr Aenderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen vom 28. September 1934 S. 721 
Bekanntmachung über den Weltfunkvertrag. (Ratifikation durch Frankreich und Tuneſien d S. 721 


Bekanntmachung 


Alle zur Veröffentlichung im Geſetzblatt, im Staatsanzeiger Teil I und Staatsanzeiger Teil II be⸗ 
ſtimmten Druckaufträge müſſen völlig druckreif eingereicht werden; es muß aus den Druckvorlagen 
ſelbſt auch erſichtlich ſein, welche Worte durch Sperrdruck oder Fettdruck hervorgehoben werden jollen 
(Sperrdruck einmal, Fettdruck zweimal unterſtrichen). Die Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des 
Staatsanzeigers für die Freie Stadt Danzig lehnt jede Verantwortung für etwaige auf Verſchulden 
der Auftraggeber beruhende Unrichtigkeiten oder Anvollſtändigkeiten der Druckvorlagen ab. 


Geſchäftsſtelle 
des Geſetzblattes und Staatsanzeigers 
für die Freie Stadt Danzig. 


Die Staatsbehörden und die einzelſtehenden freiſtaatlichen Beamten werden auf die Bekannt⸗ 
machung vom 15. 9. 1922 (Staatsanzeiger 1922 Nr. 87 Ziffer III, Abſ. 1) hingewieſen, wonach zum 
1. Dezember j. Is. der Bedarf an Geſetzblättern, Staatsanzeigern Teil I und Teil II durch die vor⸗ 
geſetzte Senatsabteilung bei der unterzeichneten Geſchäftsſtelle anzumelden iſt. 


Geſchäftsſtelle 
des Geſetzblattes und Staatsanzeigers 
für die Freie Stadt Danzig. 


251 Rechtsverordnung 


zur Abänderung des S 1 des Geſetzes betr. den Erlaß polizeilicher Strafverfügungen wegen 
Übertretungen vom 23. April 1883 (G. S. S. 65), 26. Juli 1897 (G. S. S. 387), 
22. Juni 1907 (G. S. S. 145). 


Vom 1. Oktober 1934. 


Auf Grund des & 1, Ziffer 9 und 14 in Verbindung mit $ 2 des Geſetzes zur Behebung der 
Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird hierdurch mit e ver⸗ 
ordnet: 

Artikel I 

Der $ 1 des Geſetzes betr. den Erlaß polizeilicher Strafverfügungen wegen Übertretungen vom 
23. April 1883 (G. S. S. 65), 26. Juli 1897 (G. S. S. 387), 22. Juni 1907 (G. S. S. 145) erhält 
folgenden Abſatz 4: 

„Der Polizeiverwalter iſt ferner befugt, wegen der im Abſ. 1 bezeichneten Übertretungen 
anftelle einer Straffeſtſetzung Verwarnungen zu erteilen und für eine ſolche Verwarnung eine 
Verwaltungsgebühr bis zum Betrage von 3 (drei) Dag. Gulden zu erheben.“ 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 18. 10. 1934.) 
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Artikel II 


Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
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Danzig, den 1. Oktober 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Verordnung 
betreffend Tierſchutz. 
Vom 1. Oktober 1934. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 28 und 89 ſowie des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 133 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


(1) 


Abſchnitt I 
Tierquälerei 


8 1 
Verboten iſt, ein Tier unnötig zu quälen oder roh zu mißhandeln. 


(2) Ein Tier quält, wer ihm länger dauernde oder ſich wiederholende erhebliche Schmerzen oder 
Leiden verurſacht; unnötig iſt das Quälen, ſoweit es keinem vernünftigen, berechtigten Zwecke dient. 
Ein Tier mißhandelt, wer ihm erhebliche Schmerzen verurſacht; eine Mißhandlung iſt roh, wenn ſie 
einer gefühlloſen Geſinnung entſpringt. 


Abſchnitt II 
Vorſchriften zum Schutze der Tiere 
8 2 


Verboten iſt, 


1 


2. 


S 01 


10. 


11. 
12. 


ein Tier in Haltung, Pflege oder Unterbringung oder bei der Beförderung derart zu ver⸗ 
nachläſſigen, daß es dadurch erhebliche Schmerzen oder erheblichen Schaden erleidet; 

ein Tier unnötig zu Arbeitsleiſtungen zu verwenden, die offenſichtlich ſeine Kräfte über⸗ 
ſteigen, oder die ihm erhebliche Schmerzen bereiten, oder denen es infolge ſeines Zuſtandes 
nicht gewachſen iſt; 


Hein Tier zu Abrichtungen, Filmaufnahmen, Schauſtellungen oder ähnlichen Veranſtaltungen 


zu verwenden, ſoweit ſie mit erheblichen Schmerzen oder erheblichen Geſundheitsſchädigungen 
für das Tier verbunden ſind; 


. ein gebrechliches, krankes, abgetriebenes oder altes Haustier, für das das Weiterleben eine 


Qual bedeutet, zu einem anderen Zweck als zur alsbaldigen ſchmerzloſen Tötung zu veräußern 
oder zu erwerben; 


. ein eigenes Haustier auszuſetzen, um ſich des Tieres zu entledigen; 
. Hunde auf Schärfe an lebenden Katzen, Füchſen oder an anderen Tieren abzurichten oder 


zu prüfen. Unter dieſes Verbot fallen nicht Prüfungen, bei denen das zu ſtellende Tier ſo 
eingegittert iſt, daß es von dem Hunde nicht erfaßt werden kann; 


. einem über zwei Wochen alten Hund die Ohren oder den Schwanz zu kürzen. Das Kürzen 


iſt zuläſſig, wenn es unter Betäubung vorgenommen wird; 


. einem Pferd die Schweifrübe zu kürzen (kupieren). Das Kürzen it zuläſſig, wenn es zur Be⸗ 


hebung einer Untugend oder einer Erkrankung der Schweifrübe durch einen Tierarzt unter 
Betäubung vorgenommen wird; 


. an einem Tier in unſachgemäßer Weiſe oder ohne Betäubung einen ſchmerzhaften Eingriff 


vorzunehmen. Die Kaſtration iſt als ſchmerzhafter Eingriff anzuſehen bei Pferden, bei über 
drei Monate alten Rindern und Schweinen und bei geſchlechtsreifen Schaf- und Ziegenböcken. 
Einer Betäubung bedarf es nicht, ſofern der mit dem Eingriff verbundene Schmerz nur ge⸗ 
ringfügig iſt oder bei gleichen oder ähnlichen Eingriffen an Menſchen eine Betäubung in der 
Regel unterbleibt oder die Betäubung im einzelnem Falle nach tierärztlichem Ermeſſen nicht 
durchführbar erſcheint; 

ein in einer Farm gehaltenes Pelztier anders als unter Betäubung oder ſonſt ſchmerzlos zu 
töten; 

Geflügel durch Stopfen (Nudeln) zur Futteraufnahme zu zwingen; 

lebenden Fröſchen die Schenkel auszureißen oder abzutrennen. 
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83 
Die Einfuhr kupierter Pferde ift verboten. Der Senat kann in beſonders begründeten Fällen Aus⸗ 
nahmen zulaſſen. 
Abſchnitt III 
Verſuche an lebenden Tieren 
8 4 
Verboten iſt, Eingriffe oder Behandlungen, die mit erheblichen Schmerzen oder Schädigungen ver⸗ 
bunden ſind, an lebenden Tieren zu Verſuchszwecken vorzunehmen, ſoweit nicht die Vorſchriften der 
SS 5 bis 7 etwas anderes beſtimmen. 
8 5 


(1) Der Senat kann beſtimmten wiſſenſchaftlich geleiteten Inſtituten oder Laboratorien die Er⸗ 
laubnis zur Vornahme wiſſenſchaftlicher Verſuche an lebenden Tieren erteilen, ſofern der wiſſenſchaft⸗ 
liche Leiter über die erforderliche fachmänniſche Ausbildung und Zuverläſſigkeit verfügt, geeignete Ein⸗ 
richtungen für die Vornahme der Tierverſuche vorhanden ſind und Gewähr für gute Wartung und 
Unterbringung der Verſuchstiere gegeben iſt. 

(2) Die Erlaubniskann jederzeit ohne Entſchä digung zurückgezogen werden. 


86 
Bei Ausführung der Tierverſuche (8 4) find folgende Vorſchriften zu beachten: 

1. Die Verſuche dürfen nur unter voller Verantwortung des wiſſenſchaftlichen Leiters oder des 
von ihm beſonders ermächrigten Stellvertreters ausgeführt werden. 

2. Die Verſuche dürfen nur von wiſſenſchaftlich hierzu vorgebildeten Perſonen oder unter deren 
Leitung und nur unter Vermeidung jeder für den Zweck entbehrlichen Schmerzerregung vor⸗ 
genommen werden. . 

3. Verſuche zu Forſchungszwecken find nur dann zu unternehmen, wenn ſie einen beſtimmten, 
bisher von der Wiſſenſchaft noch nicht beſtätigten Erfolg erwarten laſſen oder ſoweit ſie zur 
Klärung bisher ungelöſter Fragen dienen. 

4. Die Verſuche ſind, ſofern nicht nach dem Urteil des wiſſenſchaftlichen Leiters der Zweck des 
Verſuches dies unbedingt ausſchließt oder der mit dem Eingriff verbundene Schmerz gering⸗ 
fügiger iſt als die mit einer Betäubung verbundene Beeinträchtigung des Wohlbefindens des 
Verſuchstieres, nur unter Betäubung vorzunehmen. 

An demſelben unbetäubten Tier darf nicht mehr als ein ſchwerer operativer oder ſchmerz⸗ 
hafter unblutiger Verſuch ausgeführt werden. 

Tiere, die nach Beendigung ſchwerer, insbeſondere mit operativen Eingriffen verbundener 
Verſuche unter erheblichen Schmerzen zu leiden haben, ſind, ſofern dies nach dem Urteil des 
wiſſenſchaftlichen Leiters mit dem Zweck des Verſuchs vereinbar iſt, alsbald ſchmerzlos zu 
töten. 

5. Verſuche an Pferden, Hunden, Katzen oder Affen dürfen nur dann ausgeführt werden, wenn 
durch Verſuche an anderen Tieren der beabſichtigte Zweck nicht erreicht werden kann. 

6. Es dürfen nicht mehr Tiere verwendet werden, als zur Klärung der betreffenden Frage not⸗ 
wendig iſt. 

7. Tierverſuche zur Lehrzwecken ſind nur dann geſtattet, wenn andere Lehrmittel, z. B. Bild, 
Modell, Präparat, Film nicht ausreichen. 

8. Über die Art der verwendeten Tiere, den Zweck, die Durchführung und das Ergebnis der 
Verſuche ſind Aufzeichnungen zu machen. 

8 7 
Den Vorſchriften der SS 4 bis 6 unterliegen nicht Tierverſuche für Belange der Rechtspflege ſowie 
Impfungen und Blutentnahmen an lebenden Tieren zum Zwecke der Erkennung von Krankheiten der 
Menſchen oder Tiere oder zur Gewinnung oder Prüfung (Wertbeſtimmung) von Seren oder Impf⸗ 
ſtoffen nach bereits erprobten oder ſtaatlich anerkannten Verfahren. Doch ſind auch dieſe Tiere als⸗ 
bald ſchmerzlos zu töten, wenn ſie unter erheblichen Schmerzen zu leiden haben, und die Tötung mit 
dem Zwecke des Verſuchs vereinbar iſt. 
Abſchnitt IV 
Strafbeſtimmungen 
8 8 
(1) Wer ein Tier unnötig quält oder roh mißhandelt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. VVT 


720 
(2) Wer, abgeſehen von den Fällen des Abſ. 1 ohne die erforderliche Erlaubnis einen Verſuch an 
lebenden Tieren ($ 4) vornimmt, wird mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten und mit Geldſtrafe oder 
mit einer dieſer Strafen beſtraft. 
(3) Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Gulden oder mit Haft wird, ſoweit die Tat nicht ſchon 
unter die Strafdrohung der Abſ. 1, 2 fällt, beſtraft, wer vorſätzlich oder fahrläſſig 
1. einem der Verbote der SS 2 bis 4 zuwiderhandelt; 
2. einer Vorſchrift des $ 6 zuwiderhandelt; 
3. einer vom Senat nach $ 14 erlaſſenen Vorſchrift zum Schutze der Tiere zuwiderhandelt; 
4. es unterläßt, Kinder oder andere Perſonen, die feiner Aufſicht unterſtehen und zu ſeiner 
Hausgemeinſchaft gehören, von einer Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften dieſer Verord⸗ 
nung abzuhalten. 
89 
(1) Neben der wegen einer vorſätzlichen Zuwiderhandlung auf Grund von $ 8 erkannten Strafe 
kann auf Einziehung oder auf Tötung des Tieres erkannt werden, wenn es dem Verurteilten gehört. 
Statt der Einziehung kann angeordnet werden, daß das Tier auf Koſten des Verurteilten bis zur 
Dauer von drei Monaten anderweit untergebracht und verpflegt wird. 
(2) Kann keine beſtimmte Perſon verfolgt oder verurteilt werden, ſo kann auf Einziehung oder 
Tötung des Tieres ſelbſtändig erkannt werden, wenn im übrigen die Vorausſetzungen hierfür vorliegen. 


$ 10 

(1) Sit jemand wiederholt wegen einer vorſätzlichen Zuwiderhandlung auf Grund von 88 rechts⸗ 
kräftig verurteilt worden, fo kann ihm die Kreispolizeibehörde (Polizeipräſident, Landrat) die Haltung 
von beſtimmten Tieren oder die berufsmäßige Beſchäftigung oder den Handel mit ihnen auf Zeit oder 
Dauer unterſagen. 

(2) Nach Ablauf eines Jahres ſeit der Rechtskraft der Unterſagungsordnung kann die Kreispolizei⸗ 
behörde die Anordnung wieder aufheben. 

(3) In der Haltung, Pflege oder Unterbringung ſchuldhaft erheblich vernachläſſigte Tiere können 
durch die Ortspolizeibehörde ihrem Beſitzer fortgenommen und ſo lange anderweit pfleglich unter⸗ 
gebracht werden, bis die Gewähr für eine einwandfreie Tierhaltung vorhanden iſt. Die Koſten dieſer 
Unterbringung ſind dem Schuldigen aufzuerlegen. 

: $ 11 

Sit in einem Strafverfahren zweifelhaft, ob die Tat unter ein Verbot des $ 2 Nr. 1 oder 2 
fällt, fo follen hierüber in einem möglichſt frühen Abſchnitt des Verfahrens der beamtete Tierarzt und, 
ſoweit es ſich um landwirtſchaftliche Betriebe handelt, die Danziger Bauernkammer gehört werden. 


Abſchnitt V 
Schlußbeſt immungen 
8 12 
Unter Betäubung im Sinne dieſer Verordnung ſind alle Verfahren zu verſtehen, die allgemein 
ſchmerzlos machen oder örtlich die Schmerzempfindung ausſchalten. 
8 13 
Vorſtehende Verordnung findet auf das Schlachten von Tieren keine Anwendung. 
Der Senat (Veterinärverwaltung) wird ermächtigt, beſondere Vorſchriften für das Schlachten von 
Tieren zu erlaſſen. 
8 14 
Die Ausführungs⸗ und Durchführungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung erläßt der Senat. 
8 15 
Die Verordnung tritt am 1. 11. 1934 in Kraft mit Ausnahme des $ 2 Nr. 8 und 11 und des 
8 3, für die der Senat den Zeitpunkt des Inkrafttretens feſtſetzt. 
Die 88 145 b und 360 Nr. 13 des Strafgeſetzbuches treten am 1. 11. 1934 außer Kraft. 


Die Beſtimmungen des Vogelſchutzgeſetzes vom 30. Mai 1908 (Reichsgeſetzbl. S. 314) bleiben 
unberührt. 


Danzig, den 1. Oktober 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath 
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253 Verordnung 
betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen vom 29. September 1934. 
Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(G. Bl. S. 47) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen 
Vom 1. Oktober 1934 an betragen die Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen auf allen 
Entfernungen: 


Grund: | Wort⸗ 
gebühr | gebühr 
PNG 
å) ber gemsiniden welegammen | å — 0.0. | — | 15 — | 85 
b) bei dringenden Felegrammen . JJ | — | 15 — | 17 
c) bei Preſſetelegrammen = SER 
1. gewöhnlichen EET 5 — | 4,25 
2. dringenden . 5 S8 — 15 — | 8,5 
d) bei Blitztelegrammen ; Be ro — | 15 — 185 
c) bet Brieftelegrammen, Mindeſtgebühr für 25 Wörter 75 P (15 P Grund 
gebühr und 60 P Wortgebühren), jedes weitere Wort 3P PP. 15 = | 
f) CDE -Zelegrammen Son 
1. gewöhnlichen S „„ lg 5 
2. dringenden = TESE == 15 — |11,4 


Die Verordnung betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen vom 
31. März 1928 (G. Bl. S. 32) tritt gleichzeitig außer Kraft. 


Danzig, den 29. September 1934. 
Landespoſtdirektion der Freien Stadt Danzig 


254 Bekanntmachung 


über den Weltfunkvertrag. 
(Ratifikation durch Frankreich und Tuneſien.) 
Vom 30. September 1934. 


Der am 25. November 1927 in Waſhington unterzeichnete Weltfunkvertrag (G. Bl. 1931 S. 263) 
und ſeine Vollzugsordnungen ſind nach vorausgegangener Ratifikation für Frankreich, Franzöſiſch⸗ 
Aquatorialafrika, Franzöſiſch⸗Weſtafrika, Indochina, Madagaskar und die anderen franzöſiſchen Kolo⸗ 
nien am 5. Januar 1934 ſowie für Tuneſien am 27. Juni 1934 in Kraft getreten. 

Dieſe Bekanntmachung ergeht im Anſchluß an die Bekanntmachung vom 18. Juli 1933 (G. Bl. 
S. 336). 


Danzig, den 30. September 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath 


255 Bekanntmachung 


Nach der Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (G. S. S. 357) iſt die Verordnung des 
Senats zur Enteignung von Grundeigentum vom 22. September 1934 (G. Bl. S. 704) betr. die Ver⸗ 
leihung des Enteignungsrechtes an die Stadtgemeinde Danzig für den Ausbau der Waſſerkräfte an der 
Radaune durch Errichtung eines Spitzenkraftwerks bei der Hammermühle und eines Ausgleichswerkes 
bei der Giſchkauer Mühle durch den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig, Teil I, Nr. 73 S. 321 
bekanntgemacht. 


— — 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


38 
i 
$ 
3 


BE > = = — deri er 
9 Fm get nn syner peges das dr nopmmå 
5 se od 3 — 2 ” * * 2 5 N 
mere SE FRE K duse a: 


he 
EL: 


